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Verwaltungs- und Personalkosten der Geschäftsstelle der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft
(Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache 
19/20368)

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) fördert Forschungsprojekte an 
Hochschulen und weiteren Forschungseinrichtungen. Im Berichtsjahr 2019 
handelte es sich um über 31 150 Vorhaben mit insgesamt über 3,3 Mrd. Euro 
(vgl. https://www.dfg.de/dfg_profil/jahresbericht/index.html). Die Mittel dazu 
erhält die DFG zu 69 Prozent vom Bund und zu 29 Prozent von den Ländern.

Im Berichtsjahr 2019 betrugen die Verwaltungsausgaben 2,3 Prozent. Insbe-
sondere von dem Hintergrund der stetig wachsenden Bundesmittel über den 
Pakt für Forschung und Innovation IV ist es den Fragestellern ein besonderes 
Anliegen, dass die der DFG zur Verfügung gestellten Gelder in allererster Li-
nie tatsächlich in Forschung und Innovation fließen. Vor diesem Hintergrund 
fragten sie die Bundesregierung in einer Kleinen Anfrage nach den 
Verwaltungs- und Personalkosten, Arbeitsweise und Aktivitätenbandbreite der 
Geschäftsstelle der DFG (vgl. Bundestagsdrucksache 19/19171). Aus der Ant-
wort der Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache 19/20368 ergeben sich 
Nachfragen.
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 1. Wie erklärt sich die Bundesregierung den starken Personalaufwuchs in 
der DFG von insgesamt ca. 749 Mitarbeitende im Jahr 2010 auf 845 Mi-
tarbeitende im Jahr 2019 (vgl. Antwort zu den Fragen 11 und 12 auf 
Bundestagsdrucksache 19/20368)?

a) Wie erklärt sie sich den Anstieg von 753 Mitarbeitenden im Jahr 
2016 auf 784 Mitarbeitende im Jahr 2017?

b) Wie erklärt sie sich den Anstieg von 807 Mitarbeitenden im Jahr 
2018 auf 845 Mitarbeitende im Jahr 2019?

c) Wie erklärt sie in Summe den Anstieg von 2016 bis 2019 von 753 
auf 845 Mitarbeitende insgesamt, also um mehr als 12 Prozent?

Die Fragen 1 bis 1c werden im Zusammenhang beantwortet.
Der Hauptgrund für den Personalaufwuchs im genannten Zeitraum liegt in den 
gestiegenen Antragszahlen, die bei gleicher Bearbeitungsqualität und -dauer 
auch bei Ausschöpfung der Möglichkeiten zur Effizienzsteigerung durch Infor-
mationstechnik zusätzliche Personalkapazitäten erfordern. Hinzu kommt, dass 
die zunehmende Ausdifferenzierung des Wissenschaftssystems und die gestie-
gene Bedeutung der Drittmittelforschung den Beratungsbedarf (potenzieller) 
Antragstellender und den Aufwand für die Antragsbearbeitung erhöhen, etwa 
bei der Suche nach geeigneten Gutachtenden oder der Organisation von Begu-
tachtungsgruppen. Gleiches gilt für die zunehmende Internationalisierung der 
deutschen Wissenschaft und die damit verbundene steigende Anzahl von inter-
nationalen Ausschreibungen.
Zudem hat die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) im relevanten Zeit-
raum für Bund und Länder umfangreiche neue Aufgaben, wie etwa die Durch-
führung der Förderung der Nationalen Forschungsdateninfrastruktur und des 
Nationalen Hochleistungsrechnens, übernommen. Als zentrale Selbstverwal-
tungsorganisation der Wissenschaft in Deutschland engagiert sich die DFG da-
rüber hinaus bei weiteren Themen von wachsender Bedeutung für das Wissen-
schaftssystem, etwa der Open Access Transformation oder der Sicherung guter 
wissenschaftlicher Praxis. Auch die gewachsenen Anforderungen an ein profes-
sionelles Finanz-, Personal- und IT-Management für eine Organisation der Grö-
ße und Verantwortung der DFG haben sich auf den entsprechenden Personalbe-
darf ausgewirkt.

d) Wie hat sich die Zahl der Mitarbeitenden im Jahr 2020 weiter entwi-
ckelt?

Zum Stichtag 31. Dezember 2020 führte die DFG 892 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter.

 2. Wie erklärt sich die Bundesregierung den starken Anstieg im Titel 400 
„Personalausgaben“ von 2016 mit 41 278 000 Euro auf 2019 mit 
49 236 000 Euro, also um fast 20 Prozent (vgl. Antwort zu Frage 18 auf 
Bundestagsdrucksache 19/20368)?

a) Was waren nach Kenntnis der Bundesregierung die Treiber für diese 
Entwicklung?

Die Fragen 2 und 2a werden im Zusammenhang beantwortet.
Der Titel 400 weist die Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer so-
wie der ins Ausland entsandten Beschäftigten aus. Eine einschlägige Tarifstei-
gerung sowie die Einführung einer neuen Tarifstufe verursachten einen Anstieg 
der Personalausgaben von ca. 14 Prozent im betreffenden Zeitraum. Auch ha-
ben sich strukturelle Veränderung in den Laufbahngruppen und die Stufenaufs-
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tiege kostensteigernd ausgewirkt. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 1 
verwiesen.

b) In welchem Umfang ist die Zahl der von der DFG geförderten Projek-
te in diesem Zeitraum gewachsen?

Die Angaben sind der tabellarischen Übersicht in Anlage 1 zu entnehmen.

c) Wie hat sich dieser Titel im Jahr 2020 weiter entwickelt?

Wie bewertet die Bundesregierung diese Entwicklung?

Die Personalausgaben betrugen im Jahr 2020 im Titel 400 53 550 000 Euro. Im 
Übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen 1 und 2 a verwiesen.

 3. Welche Kosten sind zusätzlich zu den Angaben unter dem Titel 400 
„Personalausgaben“ unter der Angabe „Personalkosten“ aufgeführt (vgl. 
die Antworten zu den Fragen 18 und 21 auf Bundestagsdrucksache 
19/20368)?

Die Personalkosten entsprechen der Summe von Titel 400 „Personalausgaben“ 
und Titel 410 „Sonstige Personalausgaben“. Im Titel 410 werden die Beiträge 
zur Berufsgenossenschaft, zur Insolvenzsicherung, Erstattung von Versorgungs-
leistungen für beamtenrechtsähnliche Dienstverhältnisse, Beihilfen aufgrund 
der Beihilfevorschriften, Trennungsgeld, Fahrtkostenzuschüsse sowie Umzugs-
kostenvergütungen und vermischte Personalausgaben erfasst.

 4. Wie erklärt sich die Bundesregierung den Anstieg der Personalkosten 
von 2010 bis 2019 von 37 982 000 Euro auf 52 371 000 Euro (vgl. Ant-
wort zu Frage 21 auf Bundestagsdrucksache 19/20368)?

Der Anstieg der Personalkosten ist durch Tariferhöhungen verursacht. Hinzu 
kommen insbesondere der gestiegene Personalbedarf der Geschäftsstelle, struk-
turelle Veränderungen in den Laufbahngruppen sowie Stufenaufstiege. Im Üb-
rigen wird auf die Antworten zu den Fragen 1 und 2 verwiesen.

 5. Wie erklärt sich die Bundesregierung insbesondere den großen Anstieg 
der Personalkosten von 2017 auf 2018 von 46 912 000 Euro auf 
51 321 000 Euro und damit um fast 10 Prozent (vgl. Antwort zu Frage 21 
auf Bundestagsdrucksache 19/20368)?

Der Anstieg der Personalausgaben begründet sich insbesondere durch die ein-
schlägige Tarifsteigerung im betreffenden Zeitraum (ca. 3,4 Prozent), die Ein-
führung der neuen Entgeltstufe 6 (ca. 2 Prozent) sowie die Entgeltgruppe E9c 
(ca. 0,5 Prozent). Folglich entfallen rund 60 Prozent der Steigerung auf tarifli-
che Auswirkungen. Im Übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen 1 und 2 
verwiesen.
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 6. Wie erklärt sich die Bundesregierung, dass die Kosten für die Auslands-
vertretungen der DFG in den Jahren 2010 bis 2019 mit einem Tiefstwert 
von 757 000 Euro im Jahr 2014 und einem Höchstwert von 
2 866 000 Euro im Jahr 2016 stark schwanken (vgl. Antwort zu Frage 30 
auf Bundestagsdrucksache 19/20368)?

Die Schwankungen beruhen auf länderspezifischen sowie auf 
(außen-)wissenschaftspolitischen Entwicklungen und Anforderungen. Neben 
teilweise erhöhten Aufwendungen für Beratung und Information unterschiedli-
cher Adressatengruppen einerseits konnten andererseits die Ausgaben u. a. 
durch Nutzung von Synergien im Infrastruktur- und Personalbereich in den 
Deutschen Wissenschafts- und Innovationshäusern in den letzten Jahren stand-
ortspezifisch reduziert werden.
Zudem haben zuletzt in einigen Ländern teilweise stark schwankende Wechsel-
kurse und Inflation zu Kostenschwankungen geführt. Teilweise sind diese auch 
mit erheblichen notwendigen Anpassungen der Gehälter der lokal Beschäftig-
ten verbunden, wobei die Auslandsbüros der DFG den jeweiligen Vorgaben der 
deutschen Auslandsvertretungen vor Ort unterliegen. Hinzu kommen unregel-
mäßige infrastrukturelle Kostenfaktoren.

 7. Welche weiteren Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für die DFG 
abgesehen von der Führung von Auslandsvertretungen, um internationale 
Beziehungen zu pflegen?

a) Wie bewertet die Bundesregierung diese verschiedenen Möglichkei-
ten?

b) Wie schätzt sie die Kosten der Alternativen zu den Auslandsbüros 
ein?

Die Fragen 7 bis 7b werden im Zusammenhang beantwortet.
Für die Förderung und Intensivierung internationaler Kooperationen nutzt die 
DFG nach ihrem Satzungsauftrag eine Vielzahl von Maßnahmen, wie z. B. De-
legationsreisen des Vorstands, entsprechende vorbereitende Dienstreisen, die 
Durchführung bi- und multilateraler Kooperationen, die aktive Mitwirkung der 
DFG in multilateralen Verbünden (Science Europe, Global Research Council 
etc.) sowie die enge Kooperation mit den Außenstellen des Deutschen Akade-
mischen Austauschdienstes oder den deutschen Auslandsvertretungen. Auch 
das Engagement der Vertrauenswissenschaftlerinnen und –wissenschaftler vor 
Ort, die zur Sichtbarkeit des Wissenschaftsstandortes Deutschland erheblich 
beitragen, ist eine wichtige Ergänzung des internationalen Förderhandelns der 
DFG.

 8. Aus welchen Gründen sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Ver-
waltungskosten der Geschäftsstelle von 56 136 000 Euro im Jahr 2010 
um mehr als 36 Prozent auf 76 617 000 Euro gestiegen (vgl. Antwort zu 
Frage 32 auf Bundestagsdrucksache 19/20368)?

Den größten Anteil an den Gesamtausgaben für die Geschäftsstelle haben die 
Personalausgaben. Zu deren Entwicklung wird auf die Antworten zu den Fra-
gen 1, 2, 4 und 5 verwiesen. Weitere Gründe für die Ausgabensteigerung erge-
ben sich mittelbar aus dem Personalzuwachs (Unterbringung, Ausstattung). Als 
weiterer Faktor sind insbesondere die zunehmenden Anforderungen im Bereich 
der Informationstechnik und IT-Sicherheit zu nennen.
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 9. In welchem Verhältnis steht nach Kenntnis der Bundesregierung diese 
Steigerung der Verwaltungskosten der Geschäftsstelle zu der Zahl der 
von der DFG betreuten Forschungsvorhaben (bitte von 2010 bis 2019 in 
Jahren aufschlüsseln und jeweils um die Zahlen aus 2020 ergänzen)?

Die relevanten Angaben sind der Anlage 1 als Antwort zu Frage 2b zu entneh-
men.

10. Was versteht die Bundesregierung unter „jeweils unabdingbaren Sprach-
kenntnissen“, die sie in Begutachtungsverfahren voraussetzt (vgl. Ant-
worten zu den Fragen 35 bis 35c und 36 auf Bundestagsdrucksache 
19/20368)?

Entsprechende Sprachkenntnisse sind bei der Auswahl von Gutachtenden ins-
besondere im Rahmen von gemeinsamen Ausschreibungen mit ausländischen 
Partnerorganisationen zu berücksichtigen, etwa dort, wo Anträge neben Eng-
lisch und Deutsch auch in französischer oder italienischer Sprache eingereicht 
werden können. Zudem sind besondere Sprachkenntnisse regelmäßig für die 
Begutachtung von Anträgen in den Kultur- und Sprachwissenschaften, aber 
auch für Teile der historischen Forschung, relevant. In Forschungsbereichen 
wie etwa der Indologie, den Islamwissenschaften oder der Koreanistik eröffnen 
sie meist erst den Zugang zum Forschungsgegenstand.

11. Welche Rolle spielt Englisch als Wissenschaftssprache bei den von der 
DFG durchgeführten Begutachtungsverfahren?

Englisch spielt in den Begutachtungsverfahren der DFG eine wichtige Rolle. In 
vielen Disziplinen ermöglicht nur das Englische den weltweiten Zugriff auf 
fachliche Expertise. Insbesondere für die Lebens- und Naturwissenschaften so-
wie in den internationalen Programmen ist Englisch von großer Bedeutung, so 
dass Anträge regelmäßig in englischer Sprache eingereicht und begutachtet 
werden. Im Rahmen von internationalen Ausschreibungen erfolgt die Begut-
achtung immer in englischer Sprache. In den Geistes- und Sozialwissenschaf-
ten ist dies differenzierter, hier überwiegt in den meisten Fächern Deutsch als 
Antragssprache. In den Wirtschaftswissenschaften und der Psychologie geht ein 
zunehmender Anteil der Anträge in englischer Sprache ein.

12. Welche Vor- und Nachteile sieht die Bundesregierung im Zusammenhang 
von Zufallsentscheidungen sowie Anonymisierungsentscheidungen (vgl. 
Antwort zu den Fragen 40 und 41 auf Bundestagsdrucksache 19/20368)?

13. Gab es in den letzten zehn Jahren Überlegungen dazu, solche Verfahren 
auch bei der DFG einzuführen?

Wenn ja, wann, und mit welchen Ergebnissen (bitte ausführen)?

Wenn nein, warum nicht?

Die Fragen 12 und 13 werden im Zusammenhang beantwortet.
Eine Anonymisierung der Antragstellenden gegenüber den Begutachtenden ist 
nicht möglich, da eine dem satzungsmäßigen Auftrag der DFG entsprechende 
wissenschaftliche Bewertung eines Forschungsvorhabens die fachliche Experti-
se der Antragstellerin oder des Antragstellers, einschließlich der bisherigen 
publikatorischen Leistung, einbeziehen muss.
Daher ist die Einführung anonymisierter Verfahren nicht geplant.
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14. Wie kommt es nach Kenntnis der Bundesregierung, dass von den insge-
samt 127 bi- und multilateralen Ausschreibungen, die in den Jahren 2010 
bis 2019 von der DFG durchgeführt wurden, jeweils insgesamt 13 in den 
Geisteswissenschaften, 25 in den Lebenswissenschaften, 21 in den Na-
turwissenschaften, aber nur sechs in den Ingenieurswissenschaften statt-
fanden (vgl. Antwort zu Frage 42 auf Bundestagsdrucksache 19/20368)?

Die DFG legt grundsätzlich bei internationalen Ausschreibungen großen Wert 
auf Themenoffenheit und disziplinäre Vielfalt. Zugleich wird die konkrete Aus-
gestaltung internationaler Ausschreibungen gemeinsam mit den jeweiligen 
Partnerorganisationen vorgenommen und trägt deren budgetären und förderpo-
litischen Rahmenbedingungen Rechnung.
Es ist darauf hinzuweisen, dass die Zahl der Ausschreibungen nicht aussage-
kräftig hinsichtlich der Zahl der tatsächlich geförderten Projekte und der bewil-
ligten Projektmittel ist. Bei fachlich eng begrenzten Ausschreibungen gibt es in 
der Regel weniger Anträge als in den großen fachübergreifenden Ausschrei-
bungen, etwa mit Partnerorganisationen aus Frankreich, China, Russland und 
Polen. An diesen sind die ingenieurwissenschaftlichen Fächer in der Regel gut 
beteiligt. Hinzu kommen bilaterale Projekte, meist im Rahmen des Lead 
Agency-Verfahrens, die bei der DFG jederzeit eingereicht werden können und 
für die es daher keine eigenen Ausschreibungen gibt.

15. Welchen Anteil hatten die Ingenieurswissenschaften in den von der 
Bundesregierung aufgeführten insgesamt 62 fachübergreifenden Aus-
schreibungen (bitte nach Jahren aufschlüsseln)?

Die Angaben sind in der tabellarischen Übersicht in Anlage 2 zusammenge-
fasst.

16. Wie hoch ist das von der Bundesregierung erwähnte nicht öffentlich fi-
nanzierte Vermögen der DFG (vgl. Antwort zu Frage 43 auf Bundestags-
drucksache 19/20368)?

a) Wie ist es entstanden?

b) Wofür wird es, abgesehen von dem Fahrzeug der Präsidentin, noch 
verwendet?

c) Wie, und durch wen wird über die Verwendung dieses Vermögens 
entschieden?

d) Wie, und wer kontrolliert die Verwendung dieses Vermögens?

Die Fragen 16 bis 16d werden im Zusammenhang beantwortet.
Die DFG verwaltet in ihrem Sondervermögen diverse nichtrechtsfähige Stiftun-
gen des privaten Rechts. Die Mittel des Sondervermögens resultieren aus 
(Zu-)Stiftungen, Erbschaften, Spenden und Schenkungen. Das Stiftungskapital 
belief sich zum Stichtag 31. Dezember 2020 auf rund 14 775 000 Euro.
Je nach Ausgestaltung der (Zu-)Stiftung, Erbschaft, Spende und Schenkung un-
terliegen die Mittel unterschiedlichen Verwendungsauflagen. Sie haben aber al-
le gemein, dass sie (bzw. deren Erträge) entsprechend dem Satzungszweck der 
DFG für gemeinnützige Zwecke im Sinne des § 52 Abs. 2 Nr. 1 Abgabenord-
nung (Förderung von Wissenschaft und Forschung) verwendet werden müssen. 
Über die Verwendung des Sondervermögens wird – unter Berücksichtigung der 
zivil- und steuerrechtlichen Vorschriften – entsprechend der allgemeinen DFG-
Verfahrensgrundsätze im Rahmen der Satzung entschieden. Die Prüfung der 
ordnungsgemäßen Verwendung des Sondervermögens ist stets Bestandteil der 
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Prüfung des jeweiligen DFG-Jahresabschlusses. Darüber hinaus wird die Ver-
wendung des Sondervermögens durch die Gremien der DFG und auch regelmä-
ßig durch die Finanzverwaltung Nordrhein-Westfalens geprüft. Überdies be-
richtet die DFG über die Entwicklung des Sondervermögens in ihren Jahresbe-
richten.

17. Wie erklärt sich die Bundesregierung die Steigerung der Kosten für die 
GAIN-Tagung von 198 140,72 Euro im Jahr 2010 um fast 140 Prozent 
auf 472 322,28 Euro im Jahr 2019 (vgl. Antwort zu Frage 46 auf Bun-
destagsdrucksache 19/20368)?

18. Wie setzt die Bundesregierung diese Steigerung der Kosten in Bezug zu 
den Zahlen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer insgesamt, die im glei-
chen Zeitraum weit weniger stark gestiegen sind (vgl. Antwort zu Frage 
47 auf Bundestagsdrucksache 19/20368)?

Die Fragen 17 und 18 werden im Zusammenhang beantwortet.
Die GAIN-Jahrestagung ist in den letzten Jahren nicht nur hinsichtlich der Teil-
nehmerzahl, sondern auch qualitativ-inhaltlich deutlich ausgeweitet worden. 
Neben den angebotenen Workshops und Beratungsformaten wurde die parallel 
stattfindende „Talent Fair“, bei der u. a. deutsche Hochschulen und For-
schungseinrichtungen, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in Nordame-
rika über Karrieremöglichkeiten in Deutschland informieren, ausgeweitet. 
Gleichzeitig sind die Kosten für Hotelunterbringung, Logistik und Konferenz-
technik in den vergangenen Jahren in den USA deutlich gestiegen.
In der aufgeführten Gesamtsumme der Kosten von GAIN sind nicht nur die 
Kosten der Jahrestagung enthalten, sondern die Gesamtkosten der GAIN-
Initiative abgebildet. Neben der Jahrestagung beinhaltet dies beispielsweise 
auch die weiteren GAIN-Aktivitäten in Nordamerika. Dies betrifft beispiels-
weise Wissenschaftlerstammtische, die Teilnahme an Karrieremessen und wei-
tere Veranstaltungen. Im Jahr 2017 ist zudem die Webseite von GAIN überar-
beitet worden. Darüber hinaus wird seit 2016 eine „Postdoctoral Researchers 
Networking Tour“ innerhalb dieses Programms ausgerichtet, mit dem Ziel, 
deutsche und internationale Postdoktoranden weltweit zu einer Informations- 
und Vernetzungsreise zu Zukunftsthemen einzuladen, um die Karriereoptionen 
am Wissenschaftsstandort Deutschland aufzuzeigen.

19. Wie erklärt sich die Bundesregierung, dass die Anzahl der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer der Wissenschaftsorganisationen insgesamt von 36 
im Jahr 2010 auf 58 im Jahr 2019 gestiegen ist?

Aufgrund der inhaltlichen und qualitativen Weiterentwicklung der interdiszipli-
nären Tagung ist auch ein höherer Bedarf an Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
aus Wissenschaftsorganisationen und Forschungseinrichtungen entstanden, um 
dem wissenschaftlichen Nachwuchs ein breites Spektrum an relevanten Kon-
takten für die Karriereentwicklung zugänglich zu machen. Gleichzeitig besteht 
ein gestiegener Bedarf, sich mit der Zielgruppe der deutschen Wissenschaftler-
innen und Wissenschaftler in Nordamerika zu vernetzen, das Wissen der Ziel-
gruppe für die Weiterentwicklung der Nachwuchsförderung nutzbar zu machen 
und ausgewiesene Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler für eine Karriere 
in Deutschland zu gewinnen.
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20. Wie sehen nach Kenntnis der Bundesregierung die Zahlen für die GAIN-
Konferenz im Jahr 2020 unter Corona-Bedingungen aus

a) hinsichtlich ihrer Kosten,

Die Kosten der inhaltlich stark reduzierten, virtuellen GAIN-Jahrestagung 2020 
betrugen 64 716,22 Euro.

b) hinsichtlich ihrer Teilnehmerinnen und Teilnehmer insgesamt,

Für die erste virtuelle GAIN-Jahrestagung 2020 meldeten sich 443 deutsche 
und 182 internationale Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowie 297 Aussteller-
innen und Aussteller im Vorfeld über die Registrierungsplattform an. Sie konn-
ten am gesamten Konferenzangebot teilnehmen. Hinzu kamen noch 253 Last-
Minute-Anmeldungen, die nicht nach den Gruppen s. o. unterteilt wurden und 
nur an den Plenarveranstaltungen und der „Talent Fair“ teilnehmen konnten. 
Insgesamt waren damit 1175 Personen zur virtuellen GAIN-Tagung angemel-
det. Von den angemeldeten Teilnehmerinnen und Teilnehmern haben sich an 
den beiden Konferenztagen insgesamt 750 Personen eingeloggt.

c) hinsichtlich der Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Wissenschaftsor-
ganisationen insgesamt?

Es haben sich insgesamt 73 Vertreterinnen und Vertreter der Wissenschaftsor-
ganisationen für die virtuelle GAIN-Tagung angemeldet.
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